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04.11.2022: Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) ist mit einer großen Wirtschaftsdelegation zu seinem ersten Staatsbesuch in
Peking ++ Scholz bekräftigt, dass China auch unter veränderten Bedingungen ein wichtiger
Handelspartner für Deutschland und Europa bleibe. "Wir wollen keine Entkopplung." ++ Grüne
Politiker:innen sind "entsetzt" und erinnern an die im Koalitionsvertrag festgeschriebene
Vereinbarung, die Kooperation mit China auf Grundlage der Menschenrechte auszugestalten
++ Wolfgang Müller über die Debatte zum Umgang Deutschlands und der EU mit dem
aufstrebenden China.

 

 

1. Deutsche Wirtschaft will China-Geschäft fortsetzen. Keine Abkopplung von China!

Dass die deutsche Wirtschaft und besonders die Industrie bislang in China prächtige Geschäfte
gemacht hat, gehört zu den Alltags-Weisheiten. Jede/r kennt jemanden im persönlichen Umfeld,
der in den letzten Jahren in China gearbeitet hat und aus dem Land zu erzählen weiß. Zu den
Binsenweisheiten gehört auch das verbreitete Gefühl, dass der relative Wohlstand in
Deutschland auch mit den erfolgreichen deutschen Geschäften in China zu tun hat.

Dagegen zeigt der Blick in die so genannten Qualitätsmedien und zeigen die Äußerungen aus
der Politik in letzter Zeit ein anderes Bild: Nach den Erfahrungen mit Putins Russland und dem
Ukraine-Krieg häufen sich allgemeine Warnungen vor Geschäften mit sogenannten Autokratien
und speziell vor Deutschlands Abhängigkeit von China. Sind die politischen Eliten auf einem
suizidalen Trip? Wollen sie eine der wichtigsten Akkumulationsquellen der deutschen Industrie
beschneiden? Soll die deutsche Wirtschaft nach dem Verzicht auf die Versorgung mit günstiger
Energie aus Russland jetzt auch noch den riesigen Wettbewerbsvorteil in der internationalen
Konkurrenz aufgeben, den bevorzugten und seit Jahrzehnten etablierten Zugang zum riesigen
chinesischen Markt?

Entschieden ist noch nichts.
 1 / 6

Phoca PDF

http://www.phoca.cz/phocapdf


Deutschlands und Europas China-Politik: US-Bettvorleger oder "strategische Autonomie"?

Kategorie: Analysen
Veröffentlicht: Freitag, 04. November 2022 05:43

Entschieden ist noch nichts. Zunächst schienen die Vertreter der großen Kapitale und des
Mittelstands, die ohnehin das diskrete Gespräch bevorzugen, auf Tauchstation gegangen zu
sein. Aber die Nachrichtenagentur Reuters berichtet am 13. Oktober, dass Manager der
deutschen Industrie mit Vertretern der Bundesregierung über deren China-Politik
aneinandergeraten sind. Als die Manager im September von einem Vorschlag aus dem
Wirtschaftsministerium erfuhren, dass künftig alle Investitionen von deutschen Unternehmen in
China vorab überprüft werden sollten, gab es einen kleinen Aufstand. Nach Quellen aus dem
Ministerium und von Managern wurde der Vorschlag mit dem Investitionsscreening bald wieder
einkassiert. In einem Videomeeting am 21. September mit Wirtschaftsminister Habeck machten
hochrangige Manager ihre Verärgerung darüber deutlich, dass sie zu den weitreichenden
Vorschlägen, die das Chinageschäft der Unternehmen weniger attraktiv machen sollten, nicht
konsultiert worden waren. Teilnehmer waren u.a. die Vorstandschefs von BASF, der Deutschen
Bank und von Siemens. Das Treffen zeigte die Sorgen in den deutschen Vorstandsetagen über
die Pläne der Bundesregierung, die Beziehungen mit China zu rekalibrieren.

Denn Anfang September hatte Habeck erklärt, Deutschland wolle einen härteren Kurs im
Handel mit China fahren. Durch die Prüfung der Investitionen in China solle der
Technologietransfer begrenzt und sollten wachsende Abhängigkeiten Deutschlands auf
bestimmten Gebieten vermieden werden.

Ein Vertreter des Mittelstands warnte ausdrücklich davor, die China-Aktivitäten der deutschen
Wirtschaft einzubremsen. Die vom Bundeswirtschaftsminister Habeck lancierte Idee, die
staatlichen Export- und Investitionsgarantien für das China-Geschäft auslaufen zu lassen,
würde gerade die Unternehmen im Mittelstand massiv treffen, weniger die finanzkräftigen
Konzerne. Ohne staatliche Exportgarantien hätten die meisten Mittelständler nicht mehr den
Mut, Geschäfte in China zu machen.

Neue Rekorde bei Investitionen und im Handel

Die deutschen Investitionen und der Handel mit China verzeichneten im 1. Halbjahr 2022
wieder neue Rekorde. Die Großkonzerne wie BASF oder die Autohersteller investieren noch
mehr in China, um unabhängige lokale Lieferketten aufzubauen und ihre China-Operationen
angesichts geopolitischer Konflikte und Handelskriege besser abzuschotten. "Lokal für Lokal"
wird die Strategie genannt, für den riesigen chinesischen Markt eigene lokale oder
regionalisierte Lieferketten aufzubauen. Damit wollen die Konzerne ihr profitables China-
Geschäft besser gegen externe Einflüsse wie Wirtschaftssanktionen etc. absichern.

Nach einer Studie der Rhodium Group haben allein Mercedes-Benz, Volkswagen, BMW und
BASF ein Drittel aller europäischen Investitionen in China zwischen 2018 und 2021 getätigt.
Aus Sicht von Mercedes Benz, die in China dreimal so viel PKWs verkaufen wie in den USA, ist
es unmöglich, China und Europa wirtschaftlich komplett zu entflechten. "Unsere Strategie ist
"local-to-local", nicht nur aus geopolitischen Erwägungen, sondern auch für natürliches Hedging
(z.B. die Absicherung vor Währungsrisiken), die Nähe zu den Hauptmärkten und aus
Kostengründen", zitiert Reuters einen Konzernsprecher. Die auf China entfallenden
Umsatzanteile großer deutscher Konzerne zeigen die Bedeutung ihres China-Geschäfts. Nach
Schätzungen generieren die deutschen Autokonzerne sogar bis zur Hälfte ihrer Profite in China,
teilweise verbucht als Finanzerträge aus ihren Beteiligungen an den
Gemeinschaftsunternehmen in China.
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Die Wirtschaftsvertreter erklärten in dem Video-Meeting, natürlich seien sie nicht naiv. Man
werde die Geschäfte diversifizieren, aber gleichzeitig die existierenden Operationen in China
verstärken. Manche der von der Regierung diskutierten Maßnahmen seien unkritisch, z.B. die
Abhängigkeit von China bei der Versorgung mit Seltenen Erden zu reduzieren. Aber allein
schon die Debatte über mögliche Änderungen der China-Politik sei geschäftsschädigend. Denn
China dringe darauf, den Handel nicht zu politisieren.

Die Bundesregierung hat die Botschaft der deutschen Wirtschaft wohl verstanden. Auch das
Wirtschaftsministerium ist zurückgerudert.

Anfang November wird Kanzler Scholz zu seinem ersten Staatsbesuch nach Peking fahren.
Scholz steht mehr oder weniger für die Fortsetzung der China-Politik der bisherigen
Bundesregierungen. Anfang Oktober, bei der Jahrestagung des VDMA, des Verbandes der
deutschen Maschinenbauer, bekannte sich Scholz zum China-Geschäft und zur Globalisierung,
sie habe Wohlstand für viele ermöglicht. "Wir müssen uns nicht von einzelnen Ländern
abkoppeln. Wir müssen auch weiter Geschäft mit China machen." Dann folgte die inzwischen
übliche Politfloskel, dass die Beziehungen aber diversifiziert werden müssten, etwa nach Afrika
oder Südamerika und andere Teile Asiens.

2. Zeitenwende auch gegenüber China gefordert

Im deutschen Außenministerium wird derweil an einer neuen China-Strategie gefeilt, die Anfang
2023 vorgestellt werden soll. Man liegt sicher nicht falsch mit der Annahme, dass sie im
Wesentlichen der von der US-Regierung im Herbst vorgestellten National Security Strategy
folgt. Diese besagt im Kern, dass Chinas weiterer Aufstieg mit allen Mitteln gestoppt werden
muss, solange das Zeitfenster noch offensteht und die USA und der Westen noch über die
nötigen Druckmittel verfügen – wie etwa die technologische Führung in der
Halbleiterentwicklung.

Unter dem Motto, dass "wir uns nicht mehr von Autokratien" abhängig machen dürfen, wird von
den tonangebenden politischen und medialen Eliten die wirtschaftliche Verflechtung mit China
beklagt. Gefordert wird nichts weniger als die teilweise Abkopplung. Man dürfe sich von keinem
Land mehr existenziell abhängig machen, dass unsere Werte nicht teilt, so Außenministerin
Baerbock. Das bedeute nicht komplette Abkopplung, was bei einem der größten Länder nicht
gehe. "Aufgabe von verantwortungsvoller Wirtschaft, aber erst recht Politik ist es, nicht
zuzulassen, dass wir vielleicht in einigen Jahren wieder in die Situation geraten, diesmal
Chemie- und Autokonzerne mit Steuermilliarden retten zu müssen, weil sie sich auf Gedeih und
Verderb von dem chinesischen Absatzmarkt abhängig gemacht haben."

Die Diskussionen um eine neue Politik gegenüber China werden begleitet von einem schrillen
Chor von Experten, die von der deutschen Politik auch gegenüber China eine Zeitenwende
anmahnen. So verlangt der frühere australische Premierminister und Sinologe Kevin Rudd von
der Bundesregierung, sie müsse ihre Politik gegenüber China neu justieren. "Die Deutschen
werden in den nächsten Monaten die sehr grundlegende Entscheidung treffen müssen, ob sie
ihre Politik gegenüber Peking unverändert fortsetzen wollen, ob sich also Volkswagen oder
Siemens immer weiter in die Abhängigkeit Chinas begeben. Oder ob man einen Kurs fährt, der
die politischen Kosten stärker berücksichtigt." Xi wolle den Rest der Welt abhängig machen von
Exporten nach China.
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Ähnlich äußerte sich Mikko Huotari, der Direktor des Berliner MERICS-Instituts für China-
Studien, eines Berliner ThinkTanks zur Beratung der deutschen und europäischen China-Politik.
China wolle die Welt beherrschen. Für die USA sei diese Gefahr beherrschbar, weil die USA
Großmacht "können". Die EU dagegen könne mit der chinesischen Machtpolitik nicht umgehen.
Denn die EU sei keine normale Großmacht, sondern eine "normative" Macht, die durch Regeln,
positive Beispiele etc. wirke. Die EU habe aber keine Chance gegen Machtpolitik und Stärke.
China wolle zur dominierenden Macht in Eurasien werden. "Ich glaube, wir müssen begreifen,
dass die vertiefte Verflechtung mit China zum Risiko wird … ich sehe China auf der anderen
Seite. Wir sind gut beraten, viel genauer auf strategische Abhängigkeiten zu schauen und
endlich verstärkt in europäische Alternativen und Diversifikation zu investieren … Dazu müssen
auch Dinge wie Halbleiter- und Batterieproduktion oder Wasserstoffentwicklung wieder in
Europa stattfinden … Wir brauchen eine viel stärkere Transparenz auf Unternehmensebene mit
Blick auf deren Verflechtung mit China oder autokratischen Staaten generell. Es wäre der
strategischen Resilienz Deutschlands zuträglich zu wissen, wie groß diese Abhängigkeiten
sind."

2019 bezeichnete der Bundesverband der Deutschen Industrie BDI in einem Dokument China
erstmals als "systemischen Rivalen". China sei nicht mehr nur Partner und Wettbewerber in der
Konkurrenz auf den Weltmärkten. Die westlichen Erwartungen an eine Konvergenz, an eine
Annäherung an den Westen und eine Liberalisierung des Systems ("Wandel durch Handel")
seien gescheitert. Vielmehr habe das Land ein anderes "Betriebssystem". China wolle als
staatskapitalistisch organisierter Konkurrent mit seiner "Made in China 2025"-Strategie der
deutschen Industrie die Butter vom Brot nehmen. Gleichzeitig strebe China die Vorherrschaft
auf wichtigen Technologiefeldern wie im Bereich Künstliche Intelligenz an.

Aber fast zeitgleich erklärte der DIHK, der Dachverband der deutschen Industrie- und
Handelskammern, zur wirtschaftlichen Verflechtung mit China gebe es für die deutsche
Wirtschaft keine Alternative.

Sicher ist: Die Diskussion um den künftigen Umgang Deutschlands und der EU mit dem
aufstrebenden China wird weitergehen. Denn es geht um die Neuaufteilung der Einflusssphären
in der Welt. Die absteigende Supermacht USA hat sich festgelegt: China ist der neue
Hauptfeind, dessen weiterer Aufstieg mit allen wirtschaftlichen, politischen und militärischen
Mitteln unterbunden werden muss. Dazu gehören US-Allianzen u.a. mit den europäischen
Verbündeten und vor allem mit der EU. In dem US-Kalkül spielt Deutschland als wirtschaftlich
stärkstes und politisch einflussreiches EU-Land natürlich eine ausschlaggebende Rolle.

Aus der Sicht der deutschen Kapitalgruppen, die die viertgrößte Wirtschaftsmacht und
zusammen mit der EU den drittgrößten Wirtschaftsblock der Welt repräsentieren, stellt sich der
weitere Umgang mit China anders dar: Können die deutschen Kapitale, die ihre starke
Weltmarktposition wesentlich der Akkumulation in China verdanken, durch weitere Verflechtung
mit China ihre Position in der innerimperialistischen Konkurrenz stärken? Können sie sich damit
wirtschaftlich und schrittweise auch politisch gegenüber den USA verselbständigen? Und
können sie dabei gleichzeitig den "systemischen Rivalen" China in die Schranken weisen und
weitere Zugeständnisse für das in China investierte deutsche und europäische Kapital
herausholen?

Dabei hat die EU und haben die meisten Mitgliedsstaaten des Staatenbundes unterschiedliche
Interessen gegenüber China, die sich nicht mit denen der deutschen Wirtschaft, der deutschen
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"Exportmaschine" decken. Zwar hat die EU-Kommission China 2019 ebenfalls als
"systemischen Rivalen" definiert. Aber nach den Exportstatistiken hat Deutschland 2020
wertmäßig mehr als fünfmal so viel Waren nach China exportiert wie etwa Frankreich und die
Niederlande und sogar mehr als sechsmal so viel wie Italien. Nach Deutschland belegt Italien
immerhin den zweiten Platz in der EU beim Beitrag der Industrie zur Volkswirtschaft. Die EU-
Mitgliedsstaaten in Mittel- und Südosteuropa wiederum haben bislang vor allem auf
Investitionen aus China gesetzt (siehe unten). Derartige fundamentale Unterschiede zwischen
den EU-Mitgliedsstaaten in den Wirtschaftsbeziehungen und speziell im Export nach China
konstituieren offensichtlich politische Differenzen im Umgang mit China.

3. Chinas Interesse an Deutschland und Europa

Aus geopolitischer Sicht ist Chinas Interesse an Europa und an Deutschland klar: China will die
von den USA dominierte unipolare Weltordnung ablösen durch eine multipolare Weltordnung.
Dazu braucht es ein starkes, geeintes Europa als Partner, als weiterer Pol – auch angesichts
der wachsenden Bedrohung Chinas durch die USA. Der chinesische Parteichef und
Staatspräsident Xi Jinping brachte Chinas Position beim virtuellen Gipfel zwischen der EU und
China am 1.4.22 deutlich zum Ausdruck. Seine Kernaussage an die Adresse der EU: Europa
solle endlich selbständiger werden. Diplomatisch war die Konferenz kein Meisterstück der EU
und brachte keine substanziellen Ergebnisse. Denn die EU hatte die lange vereinbarte
Tagesordnung dieses Gipfels, der ursprünglich im Herbst 2021 live in Leipzig stattfinden sollte,
unter dem Eindruck des Ukraine-Krieges ganz kurzfristig umgeschmissen – sehr zum Missfallen
der chinesischen Seite.

Angesichts der Widersprüche im Staatenbund EU und unterschiedlicher wirtschaftlicher und
gesellschaftlicher Interessenlagen der europäischen Staaten setzt China gleichzeitig auf
bilaterale Abkommen mit einzelnen Staaten sowie Staatengruppen in Europa. So startete China
in der Finanzkrise des Westens 2009 ff. die so genannte 17+1-Initiative mit 17 Staaten Zentral-
und Osteuropas, darunter vielen EU-Mitgliedsstaaten. Von der EU-Kommission wurde die
17+1-Initiative als chinesischer Spaltungsversuch interpretiert. Denn China hat sich damit in
"klassische" US-amerikanische und deutsche Einflusssphären eingemischt und konterkariert
damit praktisch deren Vorherrschaft. Dabei ging und geht es aus chinesischer Sicht bei der
Initiative vorrangig um die Entwicklung der Geschäfte in Mittel- und Osteuropa, um die
Umsetzung des eurasiatischen Projekts der "Neuen Seidenstraße" und politisch um die
wechselseitige Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten.

China wird diese Politik, auf eine starke unabhängige EU zu setzen und gleichzeitig in Europa
bilaterale und multilaterale Beziehungen weiter auszubauen, angesichts der zunehmenden
Bedrohung durch die USA auf jeden Fall fortsetzen, auch wenn sich die baltischen EU-
Mitgliedsstaaten – vermutlich unter dem Einfluss der USA – inzwischen aus der Initiative
verabschiedet haben. 

Der Artikel von Wolfgang Müller ist am 31. Oktober auf der Internetseite des Institus für sozial-ökologische
Wirtschaftsforschung vom isw erschienen:
https://www.isw-muenchen.de/2022/10/deutschlands-und-europas-china-politik-us-bettvorleger-oder-strategische-
autonomie/

Anzeige
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isw report 130

China und seine Rolle in einer multipolaren
Weltordnung

Durch den Aufstieg Chinas und dessen Bemühen um
vielfältige Kooperationen zur Gestaltung einer fairen
Globalisierung scheint der zögerliche multipolare Trend
der 80er Jahre in Richtung der Gestaltung einer
multipolaren Weltordnung an politischem Stellenwert zu
gewinnen. Der verfügbare Report enthält eine Analyse,
die sich In der Hauptsache mit der Frage von
Monopolarität versus der Multipolarität
auseinandersetzt. Es geht darum, ob die vom Westen
betonte geopolitischen Hegemonie auf der Grundlage
westlicher Wertesysteme in ihrer universellen
Bedeutung und Gewaltbereitschaft aufrechterhalten
bleibt. In einer neu entstehenden Weltordnung bleibt
das Streben nach einer multipolaren Win-Win-Situation
der Gradmesser für die weitere Entwicklung der
gesellschaftlichen und politischen Entwicklung Chinas.
Im Report werden die Grundlagen der als historisch
einmalig geltenden Wirtschaftsentwicklung Chinas
aufgezeigt, die sich aus der grundsätzlich anderen
Herangehensweise einer anders organisierten
Gesellschaftsform ergibt. Ein besonderes Augenmerk
richtet sich auf die sich verschärfende Rivalität der USA
gegen China, die sowohl die US-Politik als auch die
Weltpolitik für die nächsten Jahre und Jahrzehnte
bestimmen werden. Ausführlich wird auch die Rolle
Chinas und dessen beanspruchte Position der
Neutralität im anhaltenden Ukrainekrieg erläutert,
ebenso die damit einhergehenden Sino-Afrikanischen
und Sino-Amerikanischen Beziehungen.

Autor:innen
Karin Kulow: Die geopolitische Konfrontation
zwischen China und dem Bündnis des
Westens
Willy Sabautzki: Die chinesische
Wirtschaftsbilanz 2021
Wolfgang Müller: China, der neue Hauptfeind
des Westens
Jonas Becker: Zum außenpolitischen Agieren
der Volksrepublik China ein halbes Jahr nach
Beginn des Ukrainekriegs

hier bestellen: https://www.isw-
muenchen.de/produkt/report-130/
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